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Buchbesprechungen DZWir 1996, Heft 4 
Seibert, Ulrich/Köster, Beate-Katrin, Die 
kleine AG. Gesellschaftsrechtliche und steu­
errechtliche Aspekte. 2., wesentlich erw. 
Aufl. RWS-Vlg. Kommunikationsforum, 
Köln. 1995.238 S., brosch. DM 98,-. 
Der Befund eines im Vergleich zu den Per­
sonengesellschaften und zur GmbH über­
regulierten Aktienrechts steht seit langem fest 
(vgl. etwa Assmann, in: Hopt/Wiedemann 
(Hrsg.), Grogkommentar AkrG, 4. Auflage, 
Eint. Rdn. 291 ff; Sethe, Die personalistische 
Kapitalgesellschaft mit Börsenzugang, Köln 
1996, S. 265 ff). Hauprnachteil der AG ist der 
weitgehend fehlende Gestaltungsspielraum 
(§ 23 Abs. 5 AkrG). Deshalb haben Unterneh­
men, denen an einer dauerhaften Sicherung ei­
nes Gruppeneinflusses gelegen ist, Vorbehalte 
gegen die AG. Sie wird etwa von Familienun­
ternehmen als "Einstieg in den Ausstieg" der 
Familie bezeichnet. Hinzu kommen weitere 
Nachteile, wie hohe Organisationslasten, Fi­
nanzierungskosten und Steuernachteile. Im 
Vergleich zur Regelung von GmbH und Per· 
sonengesellschaften besteht ein deutliches Re­
gelungsgefälle. Wie dieses beseitigt werden 
kann, war und ist streitig. Die darüber geführte 
Debatte erreichte auf dem 55. Deutschen Ju­
ristentag ihren Höhepunkt, da für die dort be­
handelte Frage, welche MaBnahmen zur Ver­
besserung der Eigenkapitalausstatrung deut­
scher Unternehmen erforderlich sind, auch 
die gesellschaftsrechtlichen Ausgangsbedin­
gungen diskutiert wurden. Weitgehende Ei­
nigkeit bestand darüber, daß eine effektive 
Verbesserung der seit Jahren sinkenden bzw. 
auf geringem Niveau stagnierenden Eigenka­
pitalausstatrung deutscher Unternehmen 
dann erreicht werden kann, wenn die Zahl der 
börsennotierten Gesellschaften steigt. Denn 
börsennotierte Unternehmen verfügen über 
eine vergleichsweise hohe Eigenkapitalaus­
statrung. Welche gesetzgeberischen MaBnah­
men im Bereich des Gesellschaftsrechts einen 
Gang an die Börse fördern könnten, blieb je· 
doch streitig (vgl. Assmann, aaO). Es ist des­
halb vorgeschlagen worden, das Aktienrecht 
zu deregulieren, eine GmbH auf Aktien einzu­
führen oder wenigstens GmbH- und KG-An­
teile börsengängig zu machen. Auch die Um· 
gestaltung der im Vergleich zur AG sehr flexi­
blen KGaA ist zu erwägen, da diese Rechts­
form bereits jetzt börsengängig (dies verken­
nen Seibert/Köster, Rdn. 5) und der Reform­
aufwand daher gering ist (Sethe, aaO). 
Mit dem Geserz für kleine AktiengeselJ­
schaften und zur Deregulierung des Aktien­
rechts vom 2. 8. 1994 (BGBI. I 1961) hat der 
Gesetzgeber den Versuch unternommen, die 
Überregulierung der AG zu mildern oder gar 
ganz zu beseitigen. Dem Geserz kommt daher 
für die Praxis der Unternehmensgründung 
bzw. -umwandlung eine groge Bedeutung zu. 
Das Werk von Seibert/Köster beschreibt und 
kommentiert die Reform im Detail. Da die 
Gesetzesreform im Eiltempo vonstatren ging, 
fehlte es zunächst an einschlägiger Literatur. 
So füllte das Werk von Seibert in seiner 
1. Auflage eine Marktlücke. Da der Autor als 
Regierungsdirektor die Reform maBgeblich 
betreute, handelte es sich zudem um Informa­
tionen aus erster Hand. Mitrlerweile liegen 
zahlreiche Veröffendichungen vor (genannt 
~n nUr Hüf(er, Aktiengesetz, 2. Auflage, 
1995; Lutter, AG 1994,429 ff; vgl. im übrigen 
die bei Seibert/Köster verwertete neuere lite­
ratur), so daB die zweite Auflage sicherlich un­
ter diesem Aspekt nicht mehr ganz so aufse· 
henerregend ist. Dies läßt ihre inhaltlichen 
Qualitäten mehr in den Vordergrund treten, 
auf die es letztlich ja auch ankommt. Da die 
zweite Auflage - nun unter Doppelautoren­
schaft auch die steuerrechtliche Seite der 
"Kleinen AG" beleuchtet und einen Sarzungs­
entwurf enthält, ist der praktische Wert des 
insgesamt aktualisierten Buchs schon da­
durch nochmals erhöht worden. 
Das Buch gliedert sich in sechs Teile (Die 
geänderten Vorschriften, Einführung, Erläute­
rung der Vorschriften, Dokumentation, Steu· 
ern, Satzungsmuster) und wird durch litera­
tur- und Stichworrverzeichnis vervollständigt. 
Der erste Teil enthält die geänderten Vor­
schriften. Dabei ist der neue Wortlaut druck· 
technisch hervorgehoben, was die Arbeit mit 
den Vorschriften erleichtert. 
Die Einführung gibt einen Überblick über 
den Gang des Gesetzgebungsverfahrens und 
erläutert neben dem Begriff der "Kleinen 
AG" auch deren wirtschaftlichen Hinter­
grund (Stärkung der Eigenkapitalausstattung, 
des Finanzplarzes Deutschland, Sicherung der 
Unternehmensabhängigkeit, AG als Rechts­
form im Falle des Generationswechsels). Wei­
terhin wird das vom Gesetzgeber verfolgte 
Ziel einer Deregulierung näher dargelegt. 
Im dritten sehr umfangreichen Teil erläu­
tern Seibert und Köster die einzelnen Bestim­
mungen im Detail. Dabei beschränken sich 
die Autoren nicht auf eine knappe Darstel­
lung des mit der jeweiligen Neuerung verfolg­
ten Zwecks. Vielmehr stellen sie die Vor­
schriften in ihren Regelungszusanunenhang 
und kommentieren sie vor dem Hintergrund 
des bisherigen Schrifttums sowie der neueren 
Stellungnahmen zur Reform selbst. Dieses 
Vorgehen macht den Wert des Buchs für die 
Praxis aus. Es erlaubt dem Anwalt zudem eine 
schnelle Entscheidung darüber, ob die Neue­
rung für eine bevorstehende GriindunglUm­
wandlung von Bedeutung ist. Wer daTÜber 
hinaus auch eine dogmatische Aufarbeitung 
der sich aus der Reform ergebenden Fragen 
erwartet, wird bei manchen Vorschriften al­
lerdings enttäuscht. Die Verfasser halten sich 
bei der Kommentierung an das Ziel des Ge­
setzgebers, sich nicht in dogmatische Streit­
ftagen einzumischen (vgl. etwa Rdn. 87). So 
vermißt man beispielsweise die Erörterung 
der streitigen Frage der Rechtsnatur der Ein­
mann-Griindung (insbesondere, an wen bei 
einer Einrnann-Griindung die Einlage gelei­
stet wird, vgl. Hüf(er, aaO, § 36 Rdn. 13 ff, 
§ 41 Rdn. 17 a ff m. w. N.). Die Selbstbe­
schränkung der Verfasser mindert jedoch den 
Wert des Buchs nicht, das in erster Linie für 
die Praxis geschrieben wurde. 
Die im vierten Teil des Buchs enthaltene 
Dokumentation gibt die Begründung des In­
itiativantrags und des Rechtsausschusses zu 
den jeweiligen Änderungen wieder. Durch 
diese Bündelung der Materialien erleichtern 
die Autoren dem Leser das Verständnis des 
Hintergrunds der einzelnen Regelungen sehr. 
In bezug auf die Kleine AG kommt dem Werk 
damit die Funktion zu, die "Kropff, Aktienge­
setz" für das Aktienrecht 1965 hatte bzw. hat. 
Der mit 35 Seiten recht umfangreiche 
5. Teil enthält Erläuterungen zur steuerrecht­
lichen Behandlung der Kleinen AG. Er bietet 
damit vor allem dem Praktiker, der seiner mit­
telständischen Mandantschaft bislang die 
GmbH, Personengesellschaft oder Betriebs­
aufspaltung empfohlen hat, einen guten Ein­
stieg in diese komplexe Materie. 
Teil6 enthält einen Satzungsentwurf mit 
knappen Erläuterungen. Dieser Entwurf soll na­
TÜrlich nicht ein gutes Formularhandbuch erset­
zen, ist aber als erster Einstieg sehr nützüch, vor 
allem dann, wenn man nicht über den aus­
führlich erläutt;:rten Satzungsentwurf von 
Trölitzsch, WiB 1994,795 (1.), 844(11.), verfügt. 
Insgesamt stellt die Kombination von ge­
seIlschaftsrechtlicher Kommentierung und 
Dokumentation einerseits und steuerrechtli­
cher Einführung andererseits eine gelungene 
Mischung dar. Das Werk beschränkt sich auf 
die Darstellung der Neuerungen, setzt also 
Grundkenntnisse des Aktienrechts voraus. 
Dies macht gleichzeitig auch seinen Reiz aus, 
da der Kenner sich nicht durch Berge von Be­
kanntem wiihlen muß, bis eine für ihn neue 
Information geboten wird. 
Aus Sicht der Wissenschaft gibt es einen 
Aspekt, den man vermißt, nämlich die - be­
dauerlicherweise gebotene - Kritik am Ge­
setzgeber selbst. Ob die Neuerungen dem mit 
ihnen verfolgten Ziel einer Steigerung der At­
traktivität der AG für mirtlere Unternehmen 
gerecht wird, muß bezweifelt werden. Zwar 
beseitigt die Reform viele der von Familien­
unternehmen als Hemmnis eingeordneten 
aktienrechtlichen Regelungen. Einige gravie· 
rende Lasten bestehen jedoch fort, insbeson­
dere die Schranke des § 23 Abs. 5 AktG. Zu· 
dem erlaubt die Kleine AG keine personalisti­
sche Ausgestaltung, da der Vorstand eigenver­
antwortlich tätig und von Weisungen der 
Hauptversammlung unabhängig ist. Das Akti­
enrecht untersagt weiterhin Sonderrechte bei 
der Bestellung des Vorstands (Hüf(er, aaO 
§ 84 Rdn. 5) und schränkt solche Rechte bei 
der Wahl des Aufsichtsrats stark ein (§ 101 
Abs. 2 AktG). Ein Familienunternehmen muß 
also über die Kapitalmehrheit verfügen, um 
die Herrschaft im Unternehmen zu behalten. 
Da Satzungsänderungen oft eine 3/4 Mehr­
heit erfordern, setzt eine dauerhafte Siche­
rung des Gruppeneinflusses sogar noch eine 
größere Mehrheit voraus. Entgegen dem Op­
timismus der Verfasser (Rdn. 9 ff) ist die AG 
damit für mittlere Unternehmen, die zumeist 
noch auf eine personalistische Ausgestaltung 
großen Wert legen, nicht wesentlich attrakti­
ver geworden (ähnlich Dehmer, WiE 1994, 
760; Hecksehen, DNotZ 1995, 275, 290; 
Hof(mann-Becking, ZIP 1995, 10; Hammel­
hoff, in: Semler u. a. (Hrsg.), Reformbedarf 
im Aktienrecht, S.68; Sethe, aaO, S. 82 f, 
266 f; einschränkend auch Kindler, NJW 
1994, 3041 (3048); Niederleithinger, ZIP 
1995, 600 H. Sp.; 7~llner, AG 1994, 336 ff; 
ebenfalls nicht sehr optimistisch die Stellung­
nahme des parI. Staatssekretärs Funke, ZIP 
1995, A35, Nr. 93). Die eingeführten Erleich­
terungen waren dringend notwendig, gehen 
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aber nicht weit genug. Da sich die Autoren als 
Praktiker in der 2. Auflage darauf beschrän­
ken, das Gesetzeswerk in den durch die Re­
form vorgegebenen Grenzen zu würdigen, ist 
die fehlende Kritik am Gesetzgeber bzw. die 
Erörterung von Alternativlösungen zu den 
jetzt geänderren Bestimmungen verständlich. 
Sie schmälern den Wert des Buchs nicht; es 
stellt ein für die Praxis hilfreiches und gelun­
genes Werk zur kleinen AG dar, das sehr emp­
fohlen werden kann. 
Wiss. Mitarb. Dr. RolfSethe, U..M., 
Tübingen 
Führich, Ernst, Reiserecht. Handbuch des 
Reisevertrags-, Reiseversicherungs-, und 
Individualreiserechts. 2., neubearb. Aufl., 
C. F. Müller, Heidelberg. 1995. 8195., 
DM 184,-. 
Die zweite Auflage des reiserechtlichen Stan­
dardwerkes berücksichtigt in der Neuauflage 
nicht nur die Änderungen des Reiserechts 
durch Umsetzung der EG-Richtlinie über Pau­
schalreisen. In der Neuauflage wurde darüber 
hinaus die umfangreiche neuere reiserechtli­
che Rechtsprechung und der aktuelle Diskus­
sionsstand reiserechtlicher Themen eingear­
beitet. 
Der erste, umfangreichste Teil des Buches 
widmet sich auf 471 Seiten dem Pauschalrei­
serecht. Nach der Erörterung der Grundlagen 
des Reisevertragsrechts (5. 12-78) wie Ent­
wicklung dieses Rechtsgebietes, systemati­
sche Einordnung, Verhältnis zum AGB-Ge­
setz, internationaler Anwendungsbereich und 
Harmonisierung in der EU wird das Reisever­
tragsgesetz umfangreich und umfassend kom­
mentiert (5. 79-471). Der Autor hat sich da­
bei hinsichtlich des Aufbaus im wesentlichen 
an den reiserechtlichen Vorschriften orien­
tiert und diese in einzelnen Paragraphen erör­
tert, während bestimmte reiserechtliche Fra­
gen gesondert in speziellen Abschnitten oder 
Kapiteln behandelt werden. 
So folgt der Kommenrierung der §§ 651 c 
(Reisemangel und Abhilfe) und 651 d BGB 
(Minderung des Reispreises) in einem eigen­
ständigen Abschnitt eine Mängel- und Minde­
rungsübersicht, die, differenziert nach dem 
Charakter der Reise (Erholungsreise oder 
Spezialreise wie Fortuna-Reise, Studienreise, 
Abenteuer- und Expeditionsreise, Clubreise, 
Skireise, Sportreise, Sprachreise, Kurz- und 
Städtereise oder Reise mit dem Wohnmobil), 
die sehr umfangreiche Rechtsprechung zu 
den Urlaubsbeeinträchtigungen einschließ­
lich der zuerkannten Minderungssätze dar­
stellt. Für den Typ der klassischen Erholungs­
reise, die den weitaus größten Teil der auf 
dem Pauschalreisemarkt verkauften Reisen 
ausmacht, werden die möglichen Urlaubs be­
einträchtigungen übersichtlich sortiert. Den 
vor Reisebeginn möglichen Mängeln folgen 
solche hinsichtlich der Unterkunfr (diese wie­
derum unterteilt nach den typischen Urlau­
berbeschwerden über Ersatzquartier, abwei­
chende Lage, HoteIkategorie oder Zimmer­
ausstattung, Ungeziefer, Ausfall von Versor­
gungseinrichtungen, Zimmerservice, Hotel­
einrichtungen, Belästigungen), Verpflegungs­
mängel, Mängel des Zielortes sowie hinsicht­
lich der Beförderung - differenziert nach den 
Beförderungsmitteln (Flugzeug, Bahn, Bus) 
und den diesbezüglich typischen Beeinträchti­
gungen (Verspätung, Organisation und Ver­
lauf, Gepäck) - und schließlich auch mögli­
che Mängel sonstiger Dienstleistungen wer­
den ausführlich behandelt. 
Gerade im Hinblick auf die die Praxis des 
Reiserechts beherrschende Frage, welche Ur­
laubsbeeinträchtigung einen Mangel darstellt 
und in welchen Minderungsbetrag dieser um­
zusetzen ist, gewinnt der Leser mit der Män­
gel- und Minderungsübersicht von Führich 
schnell einen Überblick über die bisher ergan­
genen Gerichtsentscheidungen. Da der Ver­
fasser darüber hinaus auch nicht auf den Ab­
druck (Anhang [I, 5_ 735-741) der von der 
24. Zivilkammer des LG Frankfurts entwickel­
ten "Frankfurter TabelJe zur Reisepreisminde­
rung« (NJW 1985, 113 ff) einschließlich der 
Erläuterungen und Ergänzungen (Stand: 
1. 1. 1994 in NJW 1994) verzichtet hat und 
auch die tatsächliche Bedeutung der Tabelle 
und deren Akzeptanz in der Praxis beleuchtet, 
verfügr der reiserechtliche Praktiker, sei es 
nun der bei einem Reiseunternehmen be­
schäftigte Jurist, der mit Reisesachen betraute 
Rechtsanwalt oder der Richter, mit diesem 
Buch über komplexes und umfangreichesMa­
terial zur Fallbearbeitung. 
Entsprechend dem Anspruch dieses reise­
rechtlichen Werkes, den Bedürfnissen der 
Rechtspraxis gerecht zu werden, werden der 
Reklamationsbearbeitung durch den Reise­
veranstalter (5.400-408) und auch prozeß­
rechtlichen Fragen (5.408-420) eigenstän­
dige Abschnitte zugewiesen, die sehr praxis­
nahe Ausführungen zur Organisation der 
Reklamationsbearbeitung, Einschaltung von 
Rechtsberatung und Versicherung, zum Kon­
takt zwischen Reiseleitung und Reiseveran­
stalrer, zur Mängelameige während der Reise 
und Prüfung der Reklamation nach Reiseen­
de, zum Prozeßrisiko und Gerichtsstand, zur 
Sachlegitimation, Bestimmtheit der Klage, zu 
Beweisfragen und schließlich zum Urteil so­
wie zum Rechtsmittelverfahren enthalten. Er­
gänzt werden die Ausführungen durch die im 
Anhang I (5. 695-702) abgedruckten Muster­
formulare hinsichtlich Mängelanzeigen, Män­
gelprotokoll, Anspruchsanmeldung nach Rei­
seende, Zurückweisung der Ansprüche, Kla­
geschrift und Urteil erster Instanz. Sie bieten 
damit eine konkrete Hilfestellung für die öko­
nomische Arbeitstechnik, m. E. insbesondere 
der von Reiseunternehmen, in der Rechtspra­
xis. 
Darüber hinaus behandelt der Autor sie 
Verordnung über die Informationspflichten 
von Reiseveranstaltern vom 14_ 11. 1994 
(BGBL 13436) und die Reisevermittlungin ei­
genständigen Kapiteln (5.421-455 u. 
5.456-471). Auch dies wird der reiserechtli­
chen Praxis insofern gerecht, als daß die 
"neue" Informarionsverordnung noch zahlrei­
che Fragen aufwirft und sich gerade Reisever­
anstalter bei der Kataloggestaltung auf diese 
Neuregelung einstellen müssen. IndeSsen 
sind, da m. E. Auslegungsfragen hinsichtlich 
der einzelnen von der Verordnung verlangren 
Angaben, wie z. B. zu den Reisemerkmalen 
(Welche Angaben müssen bzgl. Bestim­
mungsort, Transportmittel, Unterbringung, 
Mahlzeiten, Reiseroute, Paß. und Visumser­
fordernissen, Mindestteilnehmerzahl in der 
Praxis gemacht werden?), zukünftig die reise­
rechtliche Diskussion bestimmen werden und 
auch die Reisebranche entsprechend verunsi­
chert ist, die diesbezüglichen Ausführungen 
etwas knapp ausgefallen. 
Dem Reisevermittlungsrecht, das von den 
als "Reisevertragsgesetz" bezeichneten 
§§ 651 a-l BGB nicht erfaßt wird, wiewohl es 
insofern in der touristischen Praxis eine um 
so größere Rolle spielt, als daß 82 % 
(5,2 Mio.) der 7,1 Mio. Veranstalterreisen­
den (DRV - Deutscher Reisebüroverband 
e. V. -, Grundlagenuntersuchung über das 
Reisemittlergewerbe) im Reisebüro gebucht 
werden, wird auf den 5.450-471 ein diesem 
Rechtsgebiet angemessener Platz im Reisever­
tragsrecht eingeräumt. Führich zeigt zunächst 
die Rechtsgrundlagen der Reisebürotätigkeit 
auf und beschäftigt sich dann ausführlich mit 
der im Rahmen dieser Tätigkeit bedeutsamen 
Frage der Reisebürohafrung, insbesondere 
der Haftung bei Verletzung von Sorgfalts- und 
InformationspfIichten bezüglich Auskunfrser­
teilung, Hinweis- und Auskunftspflichten, 
Preis be rechnung, Weiterleitung von Daten, 
Sonderwünschen und Zusicherungen, Ein­
schaltung anderer Reisevermittler, Nichtver­
wendung von Kreditkarten und Verlust von 
IATA-Flugscheinen. Es fehlen auch keine Aus­
führungen zur Schadenshöhe und zu prozes­
sualen Fragen, wobei gerade der Inkassorätig­
keit des Reisebüros in der Praxis große Be­
deutung zukommt. Bedauerlicherweise äu­
ßert sich der Autor m. E. diesbezüglich etwas 
zu knapp (5. 469 f). 
Sehr verdienstvoll ist indessen die umfang­
reiche Darstellung des Reiseversicherungs­
rechts im zweiten Teil des Buches (5.474­
566), wobei die Schwerpunkte der Darstel­
lung auf der bei Buchung einer Reise in der 
Regel »mitverkauften " Reiserücktrittsversi­
cherung und der häufig abgeschlossenen so­
wie ebenso gerne in Anspruch genommenen 
Reisegepäckversicherung liegen. Hervorzuhe­
ben ist hinsichtlich des letzteren Schwer­
punkts die wiederum sehr übetsichtliche und 
umfangreiche Darstellung der Rechtspre­
chung zum Haftungsausschluß (Besonderer 
Venvirkungsgrund nach § 11 AVBR) wegen 
grober Fahrlässigkeit, der den mit Schadens­
fällen dieser Art konfrontierten Praktiker 
wohl am ehesten beschäftigt. 
Das Individualreiserecht wird im dritten 
Teil (5.567-693) dargestellt, indem die 
Rechtsfragen der Lufrbefärderung, Busbeför­
derung, Bahnbeförderung und der Beherber­
gung sowie der Bewirtung erörten werden. 
Auch hier gelingt es Führich, durch die sehr 
klar geordnete Darstellung dem Leser insbe­
sondere einen Überblick über die anzuwen­
denden Rechtsvorschriften, Vertragsinhalte, 
die Haftung und die Verfahrensfragen zu ver­
schaffen. 
Abgerundet wird das Werk durch einen 
umfangreichen Anhang (5. 696-778). Neben 
den bereits oben erwähnten Musterformula­
ren für das Reisevertragsrecht (Anhang I) ent­
hält es im Anhang Ir alle einschlägigen Vor­
